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Landesamt für Steuern und Finanzen
…
(hier bitte die zuständige Bezügestelle eintragen) 
	





Personalnummer: ….



Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit vorliegendem Schreiben wende ich mich gegen die Höhe meiner Besoldung und mache geltend, mir rückwirkend die Strukturzulage gem. § 45 Sächsisches Besoldungsgesetz (SächsBesG) bzw. eine entsprechende verfassungsgemäße Bezahlung zu gewähren.

Gem. § 45 SächsBesG erhält lediglich der Beamte der Laufbahngruppe 1 in Ämtern der Besoldungsgruppen A 2 bis A 9 eine nicht ruhegehaltsfähige Strukturzulage. Von der Gewährung der Strukturzulage ausgenommen sind dementsprechend Beamte in A 9, die der Laufbahngruppe 2 angehören. Mit dieser gesetzlichen Regelung ist ein Verfassungsverstoß gegeben. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist durch das Leistungsprinzip, Art. 33 Abs. 2 GG, und das Alimentationsprinzip, Art. 33 Abs. 5 GG, die amtsangemessene Besoldung als eine nach dem Amt abgestufte Besoldung geschützt. Es gehört daher zu den überkommenen Grundlagen des Berufsbeamtentums, dass mit einem höheren Amt in der Regel auch höhere Dienstbezüge verbunden sind (vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 06.05.2004, AZ: 2 BvL 16/02 – BVerfGE 110, 353, 364). Dieser Grundsatz ist verletzt, wenn Beamte der Laufbahngruppe 1 in Besoldungsgruppe A 9 die Strukturzulage erhalten, dagegen Beamte der Laufbahngruppe 2 in Besoldungsgruppe A 9 nicht.

Ich gehe davon aus, dass im Freistaat Sachsen Musterverfahren zur Problematik der Gewährung der Strukturzulage geführt werden und bitte um Mitteilung, dass im vorliegenden Fall unter Verzicht auf die Einrede der Verjährung von einer Entscheidung bis zur abschließenden Klärung der Rechtslage durch die Gerichte abgesehen wird. 

Mit freundlichen Grüßen 

